
Methodenfragen 

Technikfolgen und SoziaIverträglichkeit. 
Ein Vorschlag zur Quantifizierung von mebnlimensionalen Risiken 

Ortwin Renn 

1 Einleitung 

Die Frage nach der Sozialverträg1ichkeit von neuen Techno­
logien ist inzwischen zu einem festen Bestandteil der öffent­
lichen Diskussion um Technik und Ihre Folgen geworden. 
Insbesondere die Auseinandersetzung um Kernenergie 
und ihre sozialen Konsequenzen hat den Blick dafür ge­
schärft. daß nicht nur Kosten und Erträge eines Produk­
tionsverfahrens Kriterien der Entscheidung sein dürfen, 
sondern auch die ungewollten NebeneHekte. seien sJe 
nun volkswirtschaftlicher, gesundheitlicher oder sozialer 
Natur. Bei der Analyse einer so umfassenden Folgenab­
.schätzung kommt man jedoch leicht ins Schwimmen. 
wenn die methodischen Grundlagen nicht hinreichend 
verdeutlicht und die AU5gilrtg$konzepte nicht systema­
tisch durchdacht worden sind. Denn kaum ein Verfah­
ren eignet sich mehr zur Ratioflalisierung vorgefertigter 
Standpunkte und Ideologien als eine selektive Analyse 
von Sozialverträglichkeit. Dann droht uns, um ein aktu­
elles Beispiel aus der Energieversorgung aufzugreifen, 
auf der einen Seite die Vision eines totalitären Atom­
staates mit der Diktatur der Technokratie, auf der an­
deren Seite das Schreckgespenst eines Kalorienstaates 
mit der Diktatur des grünen Puritanismus 1. 

Solche Zukunfts-Bilder einer Folgenanalyse haben dann 
ihre Berechtigung, wenn auf mögliche Gefährdungspunkte 
und Fehlplanungen hingewiesen werden soll. Ihre Aufga· 
be ist es, die Entscheidungsträger für ull9l!wollte Konse­
quenzen zu sensibilisieren und in überspitzter Form auf 
denkbare Fehlentwicklungen aufmerksam zu machen. 
Katastrophengemälde können jedoch bei aller Signal· 
funktion kein Ersatz für eine vollständige und syste· 
matische Erfassung der denkbaren Folgen und der Kalku­
lation der Wahrscheinlichkeit für ihr Eintreffen sein . Ge­
rade dies ist aber die Aufgabe einer Analyse zur Sozial· 
verträglichkeit_ 
Im gleichen Zusammenhang wird auch der Begriff der 
Technikfolgenabschätzung verwandt. Oie Terminologie 
ist jedoch nicht einheitlich : Zum Teil wird die Sozialver­
ttäglichkeit als Teilbereich der Technikfolgenabschätzung 
angesehen, wobei als zusätzliche Bestandteile noch die 
Umweltverträglichkeit, die Wirtschaftlichkeit und die 
internatioflale Verträglichkeit genannt werden 2 . Zum 
Teil werden beide Begriffe auch als gleichbedeutend ein· 
gestuft. Daneben finden sich bei einigen Autoren die Be­
griffe ,,soziale Kosten-Nutten'Analyse" oder "Total­
Risiko-Analyse", die den wissenschaftlichen Charakter 
der jeweiligen Unterwchungen unterstreichen sollen3• Für 
den vorliegenden Beitrag werden alle diese Begriffe als 
Synonyme betrachtet. Sie beschreiben eine Unterwchung, 
bei der die Folgen eines technischen oder ökonomischen 
Projektes für Volkswirtschaft, Gesellschaft und Indivi­
duum zunächst systematisch erfaßt, dann operationali-
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siert und schließlich bewenet werden. So einfach diese 
Definition klingen mag, so schwierig ist es, eine Unter· 
suchung nach diesen Kriterien durchzuführen. In der 
Diskussion um Folgenabschätzungen sind folgende 
Problembereiche besonders umstritten·: 

- die Erfaswng von Folgen aus der unendlichen Viel­
falt der Möglichkeiten 

- die mangelnde Kenntnis von Interdependenzen im 
Verlauf der Folgenauswirkungen 
die Aggregierung unterschiedlicher Folgetypen 
das Fehlen eines objektiven Maßstabes, um Kriterien 
zur Systematisierung der Folgen (und möglicherweise 
Bewertung) zu gewinnen und verschiedene Dimen­
sionen zu gewichten 

- die Zuordnung von Wahrscheinlichkeiten für die Fol· 
genkette. 

Angesichts dieser zentralen Probleme liegt die Versuchung 
nahe, lieber auf Analysen der Sozialverträglichkeit zu ver­
zichten und stattdessen bestehende Verfahren, wie Ri$i­
koabschätzung oder Kosten·Nutten-Analyse als "objekti­
vere" EntscheiduOQ$kriterien einzusetzen. Immerhin er­
scheint ein lim itierter Ansatz, in dessen engem Rahmen 
präzise und nachvollziehbare Ergebnissse gewonnen wer­
den können, sinnvoller als ein umfassender Ansatz, der 
zwar eine Vielzahl von Folgen mit einbezieht, dafür aber 
keine Gewähr für eine methodisch saubere und vom eioe­
nen Standpunkt unabhängige Messung bietet. In der 
folgenden Erörterung soll deshalb zunächst einmal ge. 
klärt werde, ob die konventionellen Verfahren zur Ent­
scheidungsfindung über die Realisierung von technischen 
Einrichturlg8n und Projekten ein Ersatz für eine umfas­
sende Technikfolgen-Ab$oChätzung sein können. Oabei 
werden wir zeigen, daß all diese Verfahren zwar inner­
halb ihrer Annahmen rationale Entscheidung5gfundla· 
gan bieten, sie jedoch als alleinige Maßstäbe zur Bewer· 
tung von Technologien und Projekten nicht geeignet 
sind. Im Anschluß daran werden wir den Versuch unter· 
nehmen, auf der Basis des Kosten-Nutten·Konzeptes und 
der Theorie der "basic-needs" einen eigenen Vorschlag 
zur Messung der Sozialverträglichkeit zu beschreiben. 

2 Ökonomisch orientierte Verfahren der Tech­
nologiebewertung 

2.1 Die Marktlusscheidung 

Zu allen Zeiten hat es Auswahlkriterien für den Einsatz 
neuer Technologien gegeben. In den HandwerkSbetrieben 
des Mittelalters wurden Innovationen im Produktions­
bereich von der Gildenführung abgelehnt, wenn die Neu, 
erung nicht allen Betrieben in gleicher Weise zur Verfü­
gung gestellt werden konnte. Auf diese Wei$8 konnte ein 
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ru Inoser Wettbewerb vermieden und der Produktivitäts­
fortschritt , der in einer stationären Gesellschaft zu ver­
mehrter Arbeitslosigkeit geführt hätte, radikal beschnit­
ten werden. Moderne Gesellschaften in West und Ost 
bewerten heuuutage ebenfalls Technologien: die einen 
über den Markt, die anderen durch einen, der technischen 
Rationalität verschriebenen Zentralplan . 
Die Marktau$wahl ist bis heute die dominante Form der 
Technologiebewertung in den westlichen ländern. Gerade 
bei der Erneuerung veralteter Produktionsstrukturen, 
bei Rationalisierungsprozessen und Konsumtechnologien 
arbeitet der MarktmechanismU$ sehr zuverlässig, obwohl 
die modellmäßigen Vorausseuungen, wie vollständige 
Konkurrenz und Markttransparenz, nicht oder nur teil· 
weise zutreffen. Die Funktionserfüllung des Marktes be­
zieht sich jedoch ausschließlich auf die Erfüllung des Wirt­
schaftlichkeitspostulats, nämlich bei gegebenen Produk­
tionsfaktoren einen maximalen Ausstoß zu erreichen. 
In dem Moment, wo andere Ziele angestrebt werden (et· 
wa das Solidarilätsprinzip bei der Rentenversicherung) 
kann der Marktmechanismus keine befriedigende Ant­
wort geben. Dies ist die erste le~itimation für eine pla­
nerisehe Technikfolgenabschätzung. 
Problematisch ist die Marktausscheidung auch bei Techno­
logien mit hohen externen Kosten, großem Monopoli­
sierungsgrad und sehr langfristigen Folgeproblemen. Hier 
gibt es zwar marktkonforme Korrekturmechanismen, wie 
die Internalisierung externer Effekte oder Wettbewerbs­
verordnungen USW., aber schon deren Anmndung ist von 
einer volkswirtschaftlichen Bewertung der Technolo­
gien abhängig. Erst wenn man die Schäden für die Um­
welt quantifiziert hat, kann man dem Verursacher die 
Kosten für die Wiederherstellung des alten Zustandes 
aufbürden. Darüber hinaus lassen sich Grenzbereiche im 
Marktgeschehen angeben. die eine sinnvolle Bewertung 
allein durch den Markt nicht gewährleisten, etwa beim 
Ausbleiben eines Marktangebotes für ein gesellschaftlich 
hoch bewertetes Gut. (wegen sinkender Durchschnitts­
kosten oder wegen Grenzkosten von Null) oder bei einem 
Angebot mit nicht zu umgehender kollektiver Risiko­
iibernahme6. Schließlich ist eine Technologiebewertung 
geradezu unerläßlich für den immer weiter expandierenden 
öffentlichen Sektor, der kollektive. meritorische oder öf­
fentliche Güter anbietet. die vom Markt gar nicht, nur 
zum Teil oder in einer politisch unerwünschten Preis­
Mengen-Relation bereitgestellt werden können. 
Als Fazit bleibt festzuhalten: Der Markt bietet eine weit· 
gehend zufriedensteIlende und praktikable Lösung für 
Entscheidungsprozesse, sofern es sich nicht um Projekte 
mit hohen externen Kosten. großem Monopolisierungs· 
grad und sehr langfristigen Folgeproblemen handelt. Ausge­
rechnet die Energieversorgung und viele andere globale 
Probleme der heutigen Wirtschaftsstruktur mÜ$S8n aber 
zu diesen Ausnahmefällen gerechnet werden . 

2.2 Ökonomisdle Wohlfahrtstheorien 

Wohlfahnstheorien beschäftigen sich mit der Frage nach 
der optimalen Allokation und Distribution aller Güter 
einer Volkswirtschaft, d.h. nach dem rationellsten Einsatz 
aller verfügbaren Ressourcen fur eine möglichst bedarfs­
gerechte Produktion. Obwohl als makroökonomische 
Modelle gedacht, lassen sich die klassischen Theorien 
der Wohlfahrtsökonomik auch auf das Problem der Sozial­
verträglichkeit von Produktionsverfahren beziehen. Denn 
mit Hilfe der in den Modellen enthaltenen Auswahlregeln 
lassen sich optimale Kombinationen von Produktionsver­
fahren bestimmen_ Mathematisch werden Produktion 
und Ressourceneinsatz so festgelegt, daß ausgehend von 
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einer Nutzenmöglichkeitskurve, die als geometrischer Ort 
aller paretOOPtimalen lösungen definiert ist, ein Tagential­
punkt P ausgewählt wird. bei dem gesellschaftliche Wohl· 
fahrtsfunktionen (aggregierte NUlzenfunktionen für die 
Gesellschaft) die Nutzenmöglichkeitskurve berühren7

• 

Dieser Punkt, in der Ökonomie emphatisch als .. optimum 
optimorum" bezeichnet. gibt genau die Gütermenge und 
den zu ihrer Produktion I'lOtwendigen Faktoreinsatz an, 
bei denen das Postulat einer möglichst effizienten Pro­
duktionsmethode mit dem Ziel einer individuellen und 
kollektiv maximal möglichen Bedürfnisbefriedigung in 
Einklang gebracht werden kann. Vom theoretischen Stand­
punkt aus gesehen stellte die Wohlfahrtstheorie ein elegan­
tes und denkbar rationales Instrument der Produktions­
steuerung dar, wenn man nur die in die Modelle eingehen­
den Größen genau berechnen könnte. Die Notwendigkeit 
individuelle und kollektive Nutzenfunktionen aufzuste\· 
len. bereitet bis heute kaum lösbare Probleme. Außerdem 
lassen sich bei einer Vielzahl von Gütern und Dienstlei­
stungen keine paretooptimalen lösungen (damit sind Op­
timal-Kombinationen von Gütern gemeint, bei denen 
jeder Konsument bei gegebenem Einkommensniveau am 
besten seine Präferenzen verwirklichen kann; eine Ab­
weichung von diesem Punkt könnte zwar einige Konsu­
menten besser stellen, dafür würden aber andere über­
proportional benachteiligt) angeben. So sind wohlfahrts­
ökonomische Theorien sicher wichtige Bausteine, um Vor­
gänge in der gesamten Volkswirtschaft modell mäßig zu 
erfassen, sie bieten aber kaum normative Ansätze. um 
politische und wirtschaftliche Instrumente zur Erhöhung 
der Wohlfahrt bereitzustellen. 

2..3 Marginale Kosten-Effizienz-Analyse 

Dieses Verfahren gibt keine Auskunft darüber. inwieweit 
eine Balance zwischen Nutzen und Kosten eines Projeku 
vorliegt, sondern versucht eine Antwort auf die Frage 
zu finden, bis zu welchem Punkt es sich lohnt externe 
Kosten zu minimieren. Dieser Punkt ist dann erreicht, 
wenn die Kosten der Risikominimierung die gleiche Stei­
gung aufweisen wie die Kosten, die durch die externen 
Effekte verursacht werden (Marginal-Bedingung)8. 
Um diese Analyse vornehmen zu können, ist es notwendig, 
Kosten der Risikominimierung und Kosten des Risikos 
in einem einheitlichen Maßstab abzubilden. Problemlos 
lassen sich nach dem Kosten-Effizienz-Ansatz monetäre 
Risiken abschätzen. Vorausgesetzt, ein Unternehmer kennt 
die Wahrscheinlichkeit, daß ein bestimmter monetärer 
Schaden eintritt, dann wird er so lange schadensminimieren­
de Ausgaben tätigen, bis diese Summe genau dem Produkt 
aus Wahrscheinlichkeit und Schadenshöhe des Risikos 
entspricht. Als Beispiel dafür könnte man sich ein Unter­
nehmen vorstellen. das im Rahmen des Umweltschutz­
Gesetzes nach dem Verursacher-Prinzip gezwungen wird, 
belastende Schadstoffe aus der Biosphäre fernzuhalten. 
Hier würde der Unternehmer die Mehrkosten für ein Pro­
duktionsverfahren ohne Schadstoffbelastung mit den Ko­
sten einer möglichen Abfallbeseitigung vergleichen und 
das Verfahren bzw. die VerfahrenSkombination wählen, 
bei denen insgesamt die geringeren Kosten anfallen. 
Problematischer ist es dagegen, nichtmoneläre Kosten 
in die Effizienz-Analyse einzufügen. Paradebeispiel dafür 
ist der klassische Risikovergleich zwischen Gesundheits· 
schäden und risikominimierenden Maßnahmen. Wieviel 
Geld ist eine verhinderte Krankheit oder sogar ein ver­
hinderter Arbeitsunfall wert? Wer bestimmt die Äqui­
valenz-Relation? 
Die häufig von Kritikern vorgetragene Meinung, es sei 
zynisch, Menschenleben und Gesundheit mit Geld auf-
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zuwiegen, geht an den eigentlichen Problemen vorbei: 
denn jedes Gesundheitsrisiko ist mit Geldeinsatz ad infi­
nitum reduzierbar_ Z.B. konnte man jedes Chemiewerk 
oder Kernkraftwerk mit einem zweiten, dritten oder 
vierten oder ... nten Sicherheitsbehälter umgeben und da· 
durch d ie Bevölkerung einem geringeren Risiko aussetzen. 
Gleichzeitig werden die Kosten aber exponentiell ansteigen. 
Irgendwo muß also ein Schnitt gemacht werden, irgend­
wann ist der Entscheidungsträger gezwungen, Kosten und 
Sicherheit miteinander abzuwägen. Das Problem ist also 
nicht: darf ich abwägen, sondern wie soll ich abwägen? 
Alle Versuche, Menschenleben in monetäre Einheiten 
umzusetzen, haben deutlich gemacht, daß es keine ob­
jektivierbaren Verfahren für eine solche Wertzuweisung 
gibt und daß hier das reine NLitzlichkeitskalkül mit den 
Grundwerten un5erer Gesellschaft in Widerstreit gerät9 • 

Nimmt man etwa die volkswirtschaftlichen Verluste (et­
wa durch einen Autounfall) als Maßstab, so müßte man 
für den Menschen, der gerade in das Arbeitsleben eintrin, 
besondeT$ hohe Sicherheitsrnaßnahmen für notwendig 
erachten, während Rentner oder Sozialhilfeempfänger 
ein höheres Lebensrisiko auf sich nehmen könnten. Gleich· 
gültig, wie man versucht, dem Anspruch einer universellen 
Menschenwürde Rechnung zu tragen, es gibt keine sinn­
volle oder objektiv nachvollziehbare Methode, Gesund­
heits- und Lebensrisiken in Heller und Pfennig umzurech­
nen; ganz abgesehen davon, daß solche überlegungen 
in der Öffentlichkeit auf völliges Unverständnis stoßen. 
In d iesem Dilemma, auf der einen Seite bei jeder Entschei· 
dung mit implizierten Gesundheitsrisiken eine Abwägung 
zwischen Risiko-Kosten und Sicherheitskosten vornehmen 
zu müssen und auf der anderen Seite keinen gemeinsamen 
Maßstab für diese Größen festlegen zu können, gibt es 
zwei interessante Lösungsversuche, die beide der Gefahr 
eines Vergleichs von Unvergleichlichem entgegentreten. 
Oie erste Lösung besteht darin, Menschenleben nicht 
gegen Kosten abzuwägen, soodern die gegebenen Risi­
koquellen insgesamt zu betrachten und das zur Sicher­
heit verfügbare Geld so zu verteilen, daß insgesamt die 
meisten Menschenleben gerettet werden 10. Nehmen wir 
einmal an, für die Sicherheit bei der Elektrizitätserzeu­
gung stünde eine Summe X zur Verfügung, dann bestün­
de die weitere Aufgabe darin, diese Summe so auf Kohle­
kraft-, ÖI- und Kernkraftwerke zu verteilen, daß die ge­
samten statistisch zu erwartenden Verluste minimiert 
wUrden. Diese Methode setzt allerdings das Vorhanden­
sein eines gegebenen Budgets fur Sicherheit voraus; 
gerade dieses Budget hängt aber häufig genug von der 
echten oder der wahrgenommenen Verlustrate ab. Im 
übrigen geht dieses Verfahren von der Gleichwertigkeit 
aller Risikoquellen aus, d.h. derjenige, der sich etwa 
freiwillig harten Orogen aussetzt, hat das gleiche finanziell e 
Recht auf Risikominimierung wie der unfreiwillige An­
wohner eines Kraftwerkes. Unter ethischen Gesichtspunk. 
ten ist diese GleichYVertigkeit durchaus vertretbar, ob sie 
aber pOlitisch durchsetzbar ist, kann hier nicht entschie­
den werden. 
Der zweite lösungsansatz stammt von den IAEA-Risiko­
forschern Black, Niehaus und Simpsonl1 _ In ihrem Vor­
schlag sind nicht die Kosten der Vergleichsmaßstab, son­
dern die Gesundheitsschäden . Eine sicherheinminimie­
rende Maßnahme ist so lange sinnvoll, wie der Ausbau 
der Sicherheitseinrichtungen nicht noch mehr gesund­
heitliche Opfer erfordert, als durch die Sicherheitsmaß. 
nahme möglicherweise eingespart werden. Der Optimie­
rungsprozeß richtet sich also nach dem Ergebnis eines 
Vergleichs der Risiken, die einerseits mit der Risikoquelle 
selbst und andererseits mit der Errichtung der Sicher-
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heitsmaßnahmen (z.B. Betriebsunfälle) verbunden sind. 
Da der Einbau von Sicherheitsmaßnahmen in der Regel 
nur kurze Zeit beansprucht, während die Rislkoque1Je 
als solche über einen längeren Zeitraum betrieben wird 
ist die Erfüllung dieser Sicherheitsgleichung eine Annähe: 
rung an eine maximale Sicherheitsphilosophie. Man denke 
nur daran, wieviel Milliarden DM man au$9t!ben müßte, um 
beispielsweise hausinterne Stromleitungen gegen die Risi. 
ken eines Elektroschocks so abzusichern, daß ebensoviele 
Monteure beim Einsatz dieser Anlagen Gesundheitsschä. 
den davontragen wie Haushaltsangehörige beim unsach. 
gemäßen Gebrauch elektrischer Geräte. Gerade für all­
tägliche Zwecke läßt sich der Vorschlag von Black u.a. 
schnell ad absurdum führen; bei großtechnischen Risiko. 
quellen jedoch, wie Chemiewerken, Kernenergieanlagen 
und Staudämmen, ist dieses Verfahren brauchbar, da 
dort von der Ge5ellschaft ein besonderer Anspruch an die 
Sicherheit der Anlagen gestellt wird. Oie Erfüllung dieses 
Anspruches wirkt dann kontraproduktiv, wenn das Risiko 
solcher Anlagen nur noch minimal vermindert wird, gleich­
zeitig aber durch den Einbau von Sicherheitsmaßnahmen 
das Unfallrisiko überproportional ansteigt. Interessant 
am Rande ist die Tatsache, daß nach den Berechnungen 
der IAEA-Autoren im Falle der Kernenergie dieser opti­
male Punkt bereits überschritten ist und jede weitere ri­
sikominlmierende bauliche Maßnahme bereits kontra­
produktiv ist. 
Effizienz-Analysen sind demnach rationale urx:l auch prak· 
tikable Verfahren, um dem Entscheidungsträger Anhalu­
punkte dafür zu geben, bis zu welcher Grenze Einrichtun· 
gen zur Minimierung von externen Effekten noch sinn· 
voll sind. Ihre Ergebnisse sagen jedoch nichts darüber aus, 
ob der Nutzengewinn insgesamt den Aufwand rechtfertigt. 

2.4 Ökonomische Prifereozanalysen 

Die Schwierigkeiten mit einer objektiven Bestimmung 
einer noch sozialverträglichen Risikohöhe bzw. einer 
sinnvollen Technologiebewertung haben bei vielen Öko­
nomen und Entscheidungstheoretikern zu einer Abkehr 
von der Suche nach übergeordneten Maßstäben geführt 
und die Präferenzen der Bevölkerung als subjektive Grad­
messer der Auswahlverfahren in den Vordergrund gerückt. 
Neben den später beschriebenen politiSChen Verfahren 
sind hier folgende VorSChläge zu nennen: 

der "Revealed Preference Ansatz". 
Bei d iesem Verfahren werden Projekte danach beurteilt, 
inwieweit das Verhältnis von Nutzen und Risiko, ins· 
besondere die Größenordnung gesundheitlicher Schäden, 
innerhalb der SpannYVeite liegt, die bereits bei vergleich· 
baren früheren Projekten akzeptiert worden sind. Auch 
hier wird eine bestimmte Struktur von Nutzen· und Risi­
kodimensionen vorausgesetzt, das Entscheidungskrite· 
rium liegt im Vergleich der gesellSChaftlichen Akzep­
tanz früherer Projekte12

• Der Vergleich neuer Risiken 
mit geschiChtlich akzeptierten Risiken kann sicherlich 
einige Dimensionen der intuitiven Bewertung von Pro­
jekten innerhalb einer Gesellschaftsform illustrieren. 
Es ist aber ungeeignet, Gütekriterien für die ökonomi· 
sche Beurteilung aufzuzeigen. Denn der Revealed-Pre­
ference-Ansatz setzt voraus, daß vor einer Entschei­
dung vollständige Transparenz über alle Folgen herrschte 
und daß in Kenntnis dieser Folgen eine rationale Ent­
scheidung getroffen wurde. Diese beiden Voraussetzun· 
gen sind aber kaum als realistisch einzustufen'3. 

- Expressed·preference-Ansatz 
Mit Hilfe die5es Verfahrens werden Bewertungskri­
terien für Projekte aufgrund von Befragungsergebnis· 

ZfE 3182 



'sen in der Bevölkerung erminelt bubjektive Entschei­
dungstheorien). Durch geeignete Fragebögenexperimente 
werden die intuitiven Dimensionen der Bewertung 
von Nutzen und Kosten bestimmt und diese inhären­
ten Bewertungsmuster konsequent und systematisch 
auf die Beurteilung von neuen Projekten angewand14. 
Die5e Methode setzt ein hohes Maß an Transparenz der 
Risikofolgen in der Bevölkerung voraus und ist im 
Grunde genommen nur dann durchführbar. wenn bereits 
festgefügte Standpunkte und Beurteilungskriterien vor· 
liegen. Ebenfalls muß eine übertragbarkeit dieser Be. 
wertungKlimensionen auf alle möglichen Projekte 
vorausgesetn werden_ Diese Voraunetzungen sind 
:r_Zt. in der Literatur sehr umstritten. 

_ So:rialindikatorlösung 
Bei den So:rialindikatoren werden bestimmte Gütekri­
terien aufgestellt, die als mehrdimensionale Meßlatte 
für die Bewertung von Projekten dienen. Die Sozial­
indikatoren sind in erster Linie entwickelt worden, 
um Vergleiche der Wohlfahrt zwischen verschiedenen 
Ländern zu ermöglichen (OECD) . Ihr Anwendungs' 
spektrum .ist jedoch breiter: Sie ermöglichen es unter 
anderem, bestimmte Projekte innerhalb einer Volks­
wirtschaft mit Hilfe eines operationalisierten Satzes 
von Gütekriterien auf ihren Nutten hin zu untersu­
chen's. Anders als der "expressed preference" Ansatz 
werden nicht Risikoquelle und Technologie auf ihre 
Akzeptanz hin untersucht, sondern empirisch allge­
meine Kriterien der Gütebewertung von Produktions­
verfahren und Projekten der öffenttichen Hand abge· 
leitet und aufgrund dieser Indikatoren Profile für Inno­
vationen erstellt. Gegen das Sozialindikatorkonzept 
läßt sich folgendes einwenden: 

• die Auswahl der Indikatoren läßt sich nur schwer inter­
subjektiv rechtfertigen Istrategieanfällig) , 

• die Operationalisierung von Indikatoren ist oft willkür­
lich und nicht eindeutig, 

• Vergleichsmaßstäbe zwischen mehreren Dimensionen 
eines Projektes sind nicht objektiv ableitbar, 

• die Verknüpfung der Indikatoren zu einem Index führt 
zu erheblichen Gewichtungsproblemen. 

Verzichtet man auf eine Zusammenfassung der verschie­
denen Indikatoren zu einem Gesamtindex, so weist das 
SoZialindikatorenkonzept bereits in d ie Richtung einer 
differenzierten Sozialverträglichkeiua nalvse. 

3 Prozeßbezogene Auswahlverfahren 

3.1 Abltimmungen und Präferen:ranalysen 

Die SUbjektiven Präferenzverfahren markieren bereits den 
Übergang zu den politisch orientierten Wahlverfahren , 
bei denen weniger die Frage nach der ökonomischen 
Rationalität als die Frage nach der Legitimation von Ent­
scheidungen im Vordergrund steht. Abstimmungen und Re· 
ferenzen basieren auf der Grundannahme, daß die Kosten­
Nutzen·Balance von ökonomisch/technischen Projekten 
am besten dadurch wiederzugeben sei, daß möglichst viele 
Betroffene einen SUbjektiven Nutzen-Oberschuß wahr­
nehmen. 
Bei den reinen Abstimmungsverfahren (etwa durch legi­
timierte Gremien oder betroffene Bürger) stehen drei 
venchiedene Möglichkeiten zur Auswahl : Die Einstimmig­
keitsregel (Wichsel), Mehrheitswahl, Pluralitätswahl, Punkt­
wahl. Alle diese Verfahren haben ihre spezifischen Pro· 
bleme. Sie sind häufig strategieanfällig oder führen zu 
paradoxen Resultaten (Condorcet) . Das größte Problem 
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besteht aber darin, daß für die Personen, die abstimmen, 
d ie Transparen:r des Nutzen·Gewinns bei der Abstimmung 
keine Rolle spielt (allenfalls bei der Punktwahl). Dies 
bedeutet :r.B., daß Projekte, bei denen eine große Mehr­
heit nur geringfügige Nutzen·Gewinne erzielen würde, 
aber eine geringe Minderheit erhebliche Verluste hätte, 
akzeptiert würde, während andere Projekte mit erheb· 
lichen Nuttengewinnen einer kleinen Minderheit, aber 
unerheblichen Verlusten für die Mehrheit, kaum durch­
setzungfähig wären (problem der relativen Distribution)'8. 
Im übrigen entbindet ein Wahlverfahren den Abgeordneten 
noch nicht von der Pflicht, die Abstimmung vorzubereiten 
und für sich selbst eine Nutzen·Risiko-Bilaru. zu erstellen. 
Hier ist er aber wiederum auf nicht verfahrensbezogene 
Kriterien angewiesen. Gerade wenn bestimmte Projekte 
in der Bevölkerung kontrovers diskutiert werden und 
sich die Beschlußfindung als sehr schwierig erweist, ver­
suchen Delegierte oder andere Entscheidungsgremien 
durch Abwälzung der inhaltlichen Entscheidung auf for­
male Verfahrensprozesse mögliche Konflikte zu harmoni· 
sieren (Legitimation durch Verfahren). Diese Strategie 
funktioniert aber nur $0 lange, wie die betroffene Bevöl­
kerung ein hohes Maß an Vertrauensvorschuß in die Ent­
scheidungsträger seut; ist dieses Vertrauen - wie etwa 
in der Frage der Kernenergie - erschiittert, dann wirkt eine 
Abwälzung auf formale Genehmigungsproze5se {Gerichts­
barkeit, Mehrheitsbeschluß usw., konfliktverstärkend und 
führt zu aggressiven Reaktionen der Öffentlichkeit17. 
Referenden sind ähnlich einzustufen, sie haben hohe le. 
gitimatorische Funktion, führen aber bei komplexen 
Sachverhalten häufig zu Scheinfronten, d.h. nicht die 
Sachthemen, sondern die mit den beiden Seiten des Re­
ferendums verbundenen politischen Kräfte werden von der 
Bevolkerung bewertet (etwa welche Partei welche Lösung 
bevorzugt). Referenden können ebensowenig den Wider­
stand relevanter Minderheiten abbauen. Gleichzeitig bleibt 
das Problem der relativen Distribution durch die generelle 
Volksabstimmung ungeklärt. Referenden haben in der 
hier betrachteten Frage der Techno logiebewertung besten­
falls dann einen Sinn, wenn die Fronten quer durch alle 
politiSChen Gruppierungen verlaufen und dadurch die prak­
tische Politik paralysiert ist. Damit man überhaupt noch 
weiter politisch agieren kann, ist in diesem Falle eine Rück· 
versicherung durch die Bevölkerung notwendig, die jedoch, 
wie das Beispiel Österreich in dem Referendum :rur Kern· 
energie gezeigt hat. nicht immer nach den Vorstellungen 
der Initiatoren ausgeht. 
I n der jüngsten Diskussion um eine breitere legitimations­
basis für technologische Entscheidungen werden auch For­
men der direkten Beteiligung von Bürgern an der Planung 
und Ausarbeitung von Projekten vorgeschlagen (Parti­
zipation)'8. Dazu können Bürgerforen, Planungszellen, 
Bürgerräte, Bürgerinitiativen u.a . herangezogen werden. 
Gegenüber den einfachen Wahlverfahren bieten die Par­
tizipationsmodelle den Vorteil, daß die Mitwirkungsgrup­
pen sich vorab weitgehend informieren und in Diskussio· 
nen und Anhörungen ein abgewägtes Urteil treffen können. 
Allerdings führt d ieses Verfahren zu einem OoppeJkonflikt : 
Einerseiu muß sich das Partizipationsgremium vor den 
institutionellen Entscheidungsträgern und gleichzeitig vor 
der nichtpartizipativen Öffentlichkeit legitimieren. So 
sinnvoll und empfehlenswert Partizipation der Offent· 
lichkeit an Entscheidungen auch sein mag, so wenig darf 
übersehen werden, daß partizipative Gremien keine .. Black 
Box" darstellen, sondern intern wiederum nach irgend' 
welchen Kriterien ihre Beurteilung vornehmen müssen. An 
einem Verfahren zur Messung von Projekten kommt auch 
die Methode der Partizipation nicht vorbei. Erst bei Vorlage 
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einer transparenten Kosten·Nutzen·Struktur sind partizi· 
pative Formen der Entscheidung anwendungsfähig. 

3.2 Ökonomische Theorie der Politik 

In der Analogie zum Markqlrozeß versuchen die Politiker. 
ihre Stimmen zu maximieren und wählen politische Pro· 
gramme danach aus. inwieweit der wahrgenommene Grenz· 
ertrag durch Steuerausgaben mit dem Grenzopfer durch 
das Steueraufkommen übereinstimmen19

. Nach dem Ansatz 
von Downs wird die Kosten·Nutzen·Strukwr von politi· 
schen Programmen nach den individuellen Nutzenfuntio· 
nen eines jeden Wählers danach beurteilt, inwieweit eine 
positive Bilanz nach der eigenen Interes.senlage vorliegt. 
Je nach dem. wie diese Bilanz aU$$ieht, gibt der Wähler 
der Regierungspartei oder der Oppositon seine Stimme2D . 
Die neueren Arbeiten zur ökonomischen Theorie der 
Politik (insbesondere Frey u.a.) problematisieren darüber 
hinaus den Markt für Informationsbeschaffung und Infor· 
mationsverarbeitung und haben Modelle entwickelt. wie 
die marginalen Kosten für politiSChe Transparenz mit den 
marginalen Kosten, die durch fehlende Information ent· 
stehen. verglichen werden können2l . Für die Frage der Be· 
wertung von Projekten ist insbesondere der Ansatt von 
Lindbiom des sogenannten "Muddling Through" von In· 
terlme, weil hier davon ausgegangen wird, daß der gesell· 
schaftsinterne Prozeß der EnUcheidungsfindung durch 
das Zusammenspiel der Interessengruppen zu einer denk· 
bar rationalen lösung führtzz. Projekte werden demnach 
von Gruppen in einer Gesellschaft nach der Maxime der 
eigenen Intere$$endurchseuung bewertet und im Zusam· 
menspiel dieser Kräfte bildet sich ein Kompromiß aus, der 
für alle Beteiligten ein Höchstmaß an Nutten bietet. Eine 
Variante des .. Muddling Through" ist das .. Mixed Scan· 
ning" von Etzioni. bei dem zunächst die traditionellen 
Entscheidungsträger paretooptimale Lösungen vorgeben. 
und danach erst die gesellschaftlichen Gruppen im freien 
Zusammenspiel die für sie günstigste lösung auswählen 
(in Anlehnung an das Wohlfahrtsmodel1)%J. Gegen die 
Modelle der Ökonomischen Polittheorie läßt sich fol· 
gendes einwenden: 

Der Einfluß organisierter gesellschaftlicher Gruppen 
ist nicht proponional l .U ihrer Mitgliederzahl. noch 
hängt sie von dem Grad der Übereinstimmung mit 
der gesellschaftlichen Wohlfahrt ab (Olson·Kriterium). 
Das Modell der wohlfahrtsoptimalen Interessen und 
ihrer Repräsentanl läßt außer acht, daß die öffent· 
liehe Meinung sich sehr selektiv bestimmte Bereiche 
ihres Interesses aussucht und andere vernachlässigt. 
Viele Projekte und ökonomische Vorhaben sind so 
komplex, daß das Ausmaß von Nutzen und Kosten 
für die einzelnen gesellschaftlichen Gruppen nicht 
überschaubar ist. 

- Wahlprogramme sind in der Regel so komplex, daß 
die Wählerstimme als eindimensionales Bewertungs· 
verfahren nur eine sehr globale Evaluierung von sehr 
verschiedenen Elementen der Programme darstellt. 
Ober konkrete Projekte innerhalb eines Entscheidungs­
programms kann das Stimmenverhältnis bei der Wahl 
keinerlei Aufschluß geben. 
Aus soziologischen Untersuchungen ist bekannt, daß 
das Wahlverhalten sowie das Verhalten von Interessen· 
gruppen sich nur zum Teil nach einer rationalen Gü· 
terabwägung von Vor- und Nachteilen politiSCher 
Programme richtet. 

Oie Analogie von Markt urKI politischen Programmen ist 
rwr dann VÖllig aufrecht zu erhalten. wenn es sich in beiden 
Fällen um individualisierbare Güter handelt. Während im 
Marktprozeß diese Güter dominieren, ist für die Politik das 
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kollektive Gut die Regel . Hier versagen aber die klassischen 
MarktprinZipien, wie Konsumentensouveränität. Angebots· 
konkurreru. und freier Markuugang, die nur unzulänglich 
durch Wahlfreiheit, Opposition und aktives Wahlrecht 
ersettt werden können. 

4 Technologisch orientierte Verfahren 

4.1 Technische Risikoablchätzung mit Schwellenwert· 
Setzung 

Dieses Verfahren zielt darauf ab, die Risiken aus einer An· 
lage oder einem Projekt möglichst genau mit Hilfe probabi· 
listischer oder deterministischer Analysen abzuschäuen und 
bestimmte Grenzwerte einer nicht zu überschreitenden 
Schadensfolge festzuseuen:M. Oie einzelnen Schadens­
möglichkeiten und ihre Wirkungen auf Gesundheit und 
leben werden mit Hilfe von Ausbreitungsmodellen, durch· 
schnittlich zu erwartenden Schadensfolgen oder von Scha· 
densindizes auf der Basis von kollektiven Folgeexpositi· 
onen erfaßt und mehrdimensionale Aggregationsverfahren 
zur Ermittlung der Gesamtbelastung kalkuliert. Parallel 
dazu werden unter Berücksichtigung der Schadstoffver· 
teilung und der· in der Regel experimentell untersuchten· 
Oosis·Wirkungsbeziehung Grenzwerte der Emmission fest· 
gelegt. Diese werden entweder immanent aus den Möglich· 
keiten für die jeweilige Anlage (Kriterium der bestmögli· 
chen oder der noch gerade finanzierbaren Technologie) 
oder aber in Referenz zu anderen technischen, zivilisa· 
torischen oder natürlichen Risikoquellen bestimmt. In der 
Regel wird die Grenzziehung SO vollzogen, daß der neo 
gative Erwartungswert einer Risikoquelle nicht höher 
liegen darf als der entsprechende Referenzfall (z. B. natür­
liches Strahlenrisiko. Risiko durch andere zivilisatorische 
Belastungen usw.1. Kompliziertere probabilistische Model· 
le nehmen die Streuung der Referenzfälle zum Maßstab, 
um die Spannweite Innerhalb der Wahrscheinlichkeitsver· 
teilung für alle negativen Folgen abzuschätzen und Stan· 
dards (etwa 1·2 Standardabweichungen) vorzuschreiben25. 
Der Vorzug der Schwellenwertsetzung liegt in der relativ 
einfachen Handhabbarkeit, in der guten institutionellen 
Kontrollmöglichkeit und in dem intuitiv möglichen Nach· 
vollzug der Grenzwerte. Von der methodischen Stringenz 
ist diese Art der Akzeptanz·Vorgaben jedoch höchst prob· 
lematisch und zwar aus folgenden Gründen: 

Oie Ermittlung von Schadensfolgen ist strategieanfäl· 
lig, wert die unterschiedlichen Verfahren zu verschie­
denen Ergebni$S8n führen. 
Oie Aggregation verschiedenartiger Schaclstoffwirkun· 
gen bleibt immer eine Frage subjektiver Gewichtung. 
Die Theorie von Risikoschwellenwerten setzt voraus, 
daß der Nutzen der jeweiligen Anlage für die Akzep­
tanz des Risikos keine Rolle spielt. Diese Vorausset· 
zung ist sowohl empirisch als auch normativ nicht auf· 
recht zu erhalten. (Dieser Kritikpunkt gilt nicht. wenn 
es sich bei einem Vergleich um nutzenaquivalente 
Alternativen handelt.) 
Selbst geringe Schwellenwerte sind dann untragbar, 
wenn mit wenig Aufwand die$8 Werte durch die ent· 
sprechende Sicherheitsauflage unterschritten werden 
können. 
Das Zusammenspiel verschiedener Risikoquellen und 
ihrer schädlichen Nebenwirkungen wird bei der v.or· 
gabe einheitlicher Schwellenwerte oft zu wenig be· 
achtet und dadurch werden synergistische Wirkun· 
gen unterschätzt. 

- Schwellenwerte aufgrund von Vergleichen mit anderen 
zivilisatorischen oder technischen Referenzfellen kön· 
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nen benenfalls dem Ziel dienen, die Spannweite von 
akzeptablen und nichtakzeptablen Risiken zu verdeut­
lichen_ Ohne Einbeziehung de~ Nutzens sind solche 
Vergleiche jedoch ohne Belang. 
Schwellenwerte, die aufgrund von Vergleichen auf 
natürlichen Risiken beruhen, sind ern recht nicht als 
normative Größe für die Beurteilung von Risiken ge­
eignet. Es ist gerade der Sinn vieler technischer Ein· 
richtungen, die Risiken der Natur für den Menschen 
abzumildern. Es h ieße, den Gärtner zum Bock machen, 
wenn man die Gefahren, denen d ie Menschheit durch 
die Natur ausgesetzt sind, zum Maßstab für die Akzep­
tanz von nicht natürlichen Risikoquellen machen würde. 

Diese Aussagen verdeutlichen, daß die Festlegung von 
Schwellenwerten nicht aus inhärenten Bewertungsmustern, 
seien sie aus der Natur oder aus dem technischen Fort­
schritt bestimmt, abgeleitet werden kann. Das Aufstel· 
len von Schwellenwerten ist natürlich innitutionell not· 
wendig, nur ihre Begründuog läßt sich nicht aus der Art 
der Risikoquelle oder dem Vergleich von Erwartungs· 
werten ableiten. 

5 Systematische Abwägungsverfahren 

5.1 Kosten·Nutten-Analyse 

Die Kosten-Nutzenanalyse in das geläufigste Verfahren, 
um bei Projekten mit externen Effekten Kosten und Nut· 
zen miteinander zu vergleichen. Bei aller Kritik an der 
Umrechnung von verschiedenen Kosten·Nutzen-Dimen­
sionen in monetäre Einheiten darf nicht Libersehen wer­
den, daß nur ein mehrdimensionales Aggregationsverfahren 
einen sinnvollen Vergleich von Vor· und Nachteilen eines 
Projektes erm6glichtz . Streng genommen beruht d ie 
Kosten- und Nutzenanalyse auch nicht auf der Annahme, 
daß die Kosten eines Projektes limbesondere d ie indirek· 
ten Auswirkungen wie Gesundheitsschäden oder Umwelt­
belastung) durch die Vorteile des Projekte~ überdeckt 
werden können, sondern auf der Voraussetzung, daß 
entweder ein neues Projekt einige Menschen besser stellt. 
ohne andere zu benachteiligen fPareto·Optimalität) oder 
aber - was realistischer ist · neue Objekte nur dann einzu· 
führen sind, wenn die Geschädigten durch die Nutznießer 
so kompensiert werden können, daß für die Nutznießer 
immer noch ein Neuoüberschuß vorliegt (Katdor·Hicks· 
Kriterium) . Oie Intention der Kostenanalyse besteht al~o 
nicht darin, Gesundheitsschäden oder sogar Tote in Geld 
aufzurechnen, sondern alle Geschäd igten gemäß ihren 
SUbjektiven Nutzenverlusten so zu entschäd igen, als ob 
der Schaden ern gar nicht eingetreten sei. So Ökono· 
misch elegant das Verfahren der Kosten·Nutzenanalyse 
auch ist, so offenkundig sind d ie Probleme bei der prak· 
tischen Anwendung. Dabei sind besonders folgende Pro· 
bleme zu nennen : 

- Eine Reihe von Sc.hadenswirkun9fn (wie z.B. Tod) 
sind unter keinen Umständen kompensabel; 

- eine Reihe von Nutzen und Schadensdimensionen 
sind nicht miteinander kommensurabel ; 

- eine Reihe von Dimensionen von Nutzen und Scha· 
den sind nicht quantifizierbar ; 

- das Problem der relativen Einkommensverteilung 
bleibt ausgeschlossen; 

- ein Vergleichsmaßstab zwischen verschiedenen Dimen· 
sionen kann nicht objektiv abgeleitet werden; 

- die Verteilungseffekte von Nutzen und Schaden blei· 
ben unberÜCksichtigt ; 

- die Methode zur Diskontierung von Nutzen und Scha· 
den über Zeit ist eine Ermessensfrage; 
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- die einzelnen Schadens· oder Nutzendimensionen 
sind nicht unabhängig voneinander, sondern stehen 
meist in einem substitutiven Verhältnis zueinander. 

Gerade der letne Punkt ist besonders wichtig. In der Praxis 
hat man bei Kostan·Nutzenanalvsen die Dimensionen aus­
geschlossen, bai denen eine Quantifizierung oder ein ge­
meinsamer Vergleichsmaßstab mit anderen Dimensionen 
kaum möglich war. Diese Reduktion wird als sinnvoll 
erachtet, um die exakt bestimmbaren Daten nicht durch 
Werturteile wer qualitative Merkmale zu verwässern. Man 
geht davon aus, daß der Entscheidungsträger die monetäre 
KostenNutzenanalyse nur als einen Teil seiner Entschei­
dungsgrundlage ansieht und die übrigen Bewertungsdimen· 
sionen qualitativ mit einbezieht. Auf Grund des substi­
tutiven Effektes verschiedener Dimen~ionen fLihrt selbst 
dieses an sich vernünftige Verfahren zu Problemen, da 
man die nicht einbezogenen Dimensionen von Schadens· 
wirkungen entsprechend erhöht. 

5.2 Multiattributiva Entschaidungsverfahren 

Multiattributive Entscheidungsverfahren stellen den Ver­
such dar, die einzelnen Nutzen· und Risikodimensionen 
zunächst quantitativ als probabilinische Funktionen von 
Schadensm6glichkeiten darzustellen und anschließend an· 
hand der Wertvorstellungen der Entscheidungsträger Präf&­
renzfunktionen für die verschiedenen Varianten aufzu· 
stel1en'27. Die Kombination von quantifizierten Folgen 
und Wertpräferenzen erfolgt durch eine Zuweisung von 
Nutzenwerten zu jeder Dimension und von Gewichts· 
faktoren für Risikobereiuchaft (etwa risikofreudig, rio 
sikoängstlich usw.). Als ideal wird ein Entscheidungs· 
prozeß angesehen. bei dem die Entscheidungstriger die 
wertenden Informationen eingeben, während die Entschei· 
dungstheoretiker diese Werte adäquat und logisch in d ie 
Variantenauswahl übersetzen. Dieser Prozeß wird als ein 
ständiger Dialog begriffen. Gegen diese Entscheidungs­
verfahren läßt sich folgendes einwenden: 
- die Trennung in Wert- und Sachaussagen (Abschätzung 

und ihre Gewichtung) ist häufig schwierig zu ziehen. 
Präferenzfunktionen seuen bestimmte mathematisch 
\/orgegebene Eigenschaften der Präferenzstruktur von 
Entscheidungsträgern voraus (etwa Transitivität). Dies 
dürfte in vielen Fällen unrealistisch sein. 

_ Oie Aggregierung von mehrd imensionalen Folgen zu 
einem Index wird auch bei Einbeziehung von Präfe­
renz- und Nutzenfunktionen immer von mathematisch­
formalen Modellen mitbestimmt (etwa Frage der addi· 
tiven, multiplikativen oder logarithmischen Vernüp­
fungi . 

5.3 PIanungImOdelle 

Neben den bisher beschriebenen Einzelverfahren sind in 
der Literatur eine Reihe von multiplen prozessualen Ent­
scheidungsmodellen vorgeschlagen worden, die meist 
unter dem Oberbegriff Planungsverfahren subsumiert 
werden. Besonders bekannt geworden ist in den GOiger 
Jahren das PPBS-Verfahren (Planning-, Programming' , 
Budgeting.System) . Das Verfahren läuft nach folgenden 
Funktionsschritten ab2l: 

Planung (Zielbestimmung des Projektes, Operationa· 
lisierung von Teilschrinen); 
Programmentwicklung (Ausarbeitung von realisierba· 
ren Alternativ-Programmen); 
Budget-Ausarbeitung (Kostenschätzung, Finanzierung 
usw.l; 
Erfolgskontrolle (Vergleich der Ist-Werte mit Soll· 
Werten) . 
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Das PPBS-Verfahren hat sich grundsätzlich als eine syste­
matische Methode der Zielverwirklichung bewährt. ihre 
numerische Anwendung stieß jedoch bald auf große Schwie­
rigkeiten. So tauchen bei der Programmbewertung die glei­
chen Probleme wie bei der Kosten-Nutzen-Analyse iuf. 
Sie verstärken sich noch dadurch, daß politische Progrim­
me keinen Marktwert besitzen und somit die Umrechnung 
in Geldeinheiten noch willkürlicher vorgenommen werden 
muß_ Ebenso bleibt die Frage nach der Aggregierung von 
Dimensionen und die Gewichtung von Schadensfolgen 
oder Nutzenispekten unbeantwortet_ In der Praxis hat 
dieses Defizit zu einer Machtkonzentration der Planungs­
behörden geführt, die unter dem Mantel der ökonomischen 
Rationalität eigene Werturteile in die Analysen einge­
bracht hiben. Ähnliche Kritikpunkte gelten auch für 
die meisten übrigen Planungsverfahren, die mehr oder we­
niger eine Kombination bereits beschriebener EinzeIver­
fahren darstellen. Als Ausnahme seien noch die Relevanz­
baumanalyse und die Nutzwertmethode genannt, die in 
Anlehnung an multiattributive Modelle wenigstens die 
Priferenzen der Entscheidungsträger mit berücksichtigen. 
Anders als jene sind sie Jedoch nicht als dialogfähige Syste­
me definiert. 

6 Zusammenfassende Kritik an den konventio­
nellen Entscheidungsverfahren 

Welche generellen Schlüsse lassen sich aus der Darstellung 
und Beurteilung der bisherigen Entscheidungsverfahren ab· 
leiten und für eine sinnvolle Kriteriensammlung umsetzen? 

Risikotheoretische Ansätze sind ungeeignet. Schwellen­
werte der Akzeptanz objektiv festzustellen oder sinn· 
volle Kriterien zur Bewertung von Techno[ogien und 
PrOjekten aufzustellen. 

- Die ökonomischen Verfahren der Marktausscheidung, 
der Woh[fahrtstheorien und der marginalen Nutzen­
theorien gehen entweder von einem zu engen Anwen­
dungsrahmen aus {Wirtschaftlichkeitl oder sind nur 
für bestimmte Zwecke (Risikomlnimierungl bzw. unter 
sehr praxislernen Bedingungen (etwa Erstellung von 
Nutzenfunktionenl einsatzfihig. 
Politische Verfahren legen den Schwerpunkt auf den 
Prozeß der Entscheidungsfindung und die Auswahl 
der Enucheidungspersonen. Die Art und Weise. wie 
Entscheidungen vorbereitet und inhaltlich abgewogen 
werden. wird entweder überhaupt nicht in Betracht 
gezogen (black boxl oder aber als eine Resultante 
im Zusammenspiel von Interessenmaximierenden In. 
dividuen und Institutionen begriffen (politökonomischer 
Ansatzl. Als normative Grundlage für eine rationelle 
Folgenabschätzung können diese Verfahren nicht ange­
sehen werden. 

- Kosten·Nutzen-Analysen oder andere Bilanzen der Vor. 
und Nachteile stellen zwar umfassendere Möglichkeiten 
dar. Nutzen und Risiko miteinander zu vergleichen; sie 
führen aber zum Problem der universellen Vergleich. 
barkeit, der Inkommensurabilität der verschiedenen Di­
mensionen und zur Fragwürdigkeit der Objektivierung 
von Vergleichsmaßstäben. Auch die funktionelle Ab. 
hängigkeit der unterSChiedlichen Folgendimensionen 
führt zu schwerwiegenden methodischen Schwierig­
keiten. 
Multiattributive Entscheidungsverlahren lösen zwar das 
Problem von Wertzuweisungen und Nutzenwahrneh­
mung unterschiedlicher Folgen, indem sie dialogfähige 
Modelle zwischen EnUCheidungsträgern und Wissen-
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schaftlern entwickelt haben, setzen aber konsistente 
und einmütige Zielvorgaben voraus und sind je nach 
Aggregationsmode[1 strategieanfällig. 

7 Konzept und Methodik eines mehrdimensio_ 
nalen Ansatzes in der Analyse der Sozialver­
träglichkeit 

7.1 Die Verbindung des Kosten·Nutzen-Konzeptes mit 
dem Ansatz der "basic needs" 

Bedenkt man die nur partiellen Anwendungsbereiche der 
konventionellen Entscheidungsverlahren und vergegen. 
wärtigt man sich außerdem die Möglichkeit. jede Folge­
dimension beliebig zu erhöhen bzw. zu erniedrigen, indem 
man den nicht in die Analyse einbezogenen substitutiven 
Folgen ausweicht, so erscheint die grundsätzliche For. 
derung sinnvoll und notwendig, neue Konzepte zur Tech. 
nikfotgen'Abschätzung zu entwickeln. Natürlich sind die 
bisher angewandten Verfahren innerhalb ihres Rahmens 
und Innerhalb der damit verbundenen Restriktionen plau. 
sibel, praktikabel und unerJäßlich. Von der methodi$chen 
Stringenz und Systematik her sind sie jedoch für die Fra· 
ge nich der Sozialverträglichkeit nicht zu gebrauchen. 
Die Notwendigkeit von umfassenderen Analysen ergibt 
sich nicht nur aU$ dem Defizit bisheriger Verfahren, son­
dern auch aus der Tendenz in der heutigen Entwicklung. 
durch zunehmende Industrialisierung und starkes Be· 
völkerungswachstum in der Welt die Tragweite technischer 
und ökonomischer Projekte zu verbreitern und die Kluft 
zwischen Nutzenempfängern und Kostenträgern auszu· 
dehnen. Unter diesem Vorzeichen ist eine umfas.sende 
Folgenabschätzung von neuen Technologien nicht nur 
gerechtfertigt. sondern auch notwendig. 
Wie könnte eine Folgenabsehätzung, die eine breite 
Basis von verschiedenen Dimensionen umfaßt, aussehen? 
Dazu haben wir in der Kernforschungsanlage Jülich einen 
eigenen integrativen Ansatz entwickelt, der den Ansatz: 
der .. basic needs" mit dem Kosten-Nutzen-Konzept ver· 
bindet:5. 
Unser Ansatz impliziert wie alle Modellvorstellungen 
ein gedankliches Gebäude. das sich aus Grundannahmen 
zusammensetzt. Diese Grundannahmen sollen im folgen ' 
den kurz dargestellt werden, denn jedes Modell hat nur 
Geltung für bestimmte Ausgaogsparameter, die den Rahmen 
für die freien Variablen setzen. 

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, daß eine Güter­
abwägung sinnvoll und niitzlich ist. Dieses Recht wird 
von eintgen Philosophen. wie Rebert. bestritten, die 
hinter einer solchen Giiterabwägung ein ökonomi· 
stisch verzerrtes Weltbild vermuten. Dagegen erscheint 
" uns als die wichtigste Aufgabe eines jeden Entschei· 
dUllgsgremiums, bei alternativen Mög[ichkeiten die­
jenige Variante auszuwählen, die relativ zu einer ande­
ren die größten Vorteile bietet. 
Entscheidungstheoretisehe Ansätze, bei denen mehrere 
Risiko· oder Nutzendimensionen auftreten Imultiattri­
butive Verfahrenl lösen die Aggregationsprobleme 
mit Hilfe unterschiedlicher Auswahlregeln, die wiederum 
auf philosophischen oder psychologischen Vorstellungen 
beruhen. So entspricht etwa die Auswahlregel eines 
integrierten Erwartungswertes (nach Bayesl mehr der 
utilitaristischen Philosophie, bei der der Nutzen einer 
möglichst großen Zahl an Menschen maximiert werden 
soll. Die Minimaxregel, also die Variante bei der der 
mögliche Schaden möglichst weit gestreut werden soll, 
damit niemand wer Gebühr. belastet wird, basiert da' 
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gegen auf dem Gleichheitsgrundsatz (Egalitälsprin­
zip)XI. Danach sollte niemand auf Kosten anderer 
einen Mehrgewinn verbuchen. Unser Ausgangspunkt 
besteht darin, daß ausgehend von einem Satz unabding­
barer Werte und Grundforderungen (Minimalregeln) 
die verbleibenden freien Variablen optimiert werden: 
Diese Vorgehensweise stellt einen Kompromiß zwi­
schen utilitaristischem und egalitärem Prinzip dar. 

Jede Analyse von Projekten benötigt einen univer­
sellen Ausgangspunkt . Bei Kosten-Nutzen-Analysen 
ist dias das Geld oder die künstliche Einheit .. Util". 
Die Bewertungseinheit .. UW" hat den Vorteil, daß 
der sinkende Grenznutzen des Geldes bei wachsen ­
dem Einkommen (diese Hypothese ist allerdings noch 
unbewiesen) Berücksichtigung findet. Dieser Vorteil 
wird aber durch den Nachteil erkauft. daß die künst­
liche Größe "Vtil" kaum Möglichkeiten für Verglei­
che der Opportunitätskosten bietet. Da beide Ver­
gleichsmaßstäbe prOblematisch sind und zu vielerlei 
Fehlinterpretationen führen , hat sich in der neueren 
Diskussion ein alternativer Ansatz durchgesetzt, bei 
dem das Konzept der .. basic needs" als Ausgangspunkt 
der Analyse gewählt wird . Dabei konzentriert sich die 
Zuweisung von Kosten bzw. Nutzen auf den Prozeß 
der Bedürfni~efriedigung, der möglichst vollständig 
und möglichst produktiv erfolgen soll. 
Nimmt man das Bedürfnis zum Ausgangspunkt, so ent­
fällt die Notwendigkeit, den Nutzen zu quantifizieren. 
Die Analyse nach diesem Modell gliedert sich in zwei 
verschiedene Verfahrensschritte : 

• in einem Vergleich nutzenäquivalenter Bedarfsdeckungs­
Varianten im Hinblick auf mögliche externe Effekte 
(Risiken, ökonomische Vorteile, soziale Folgen) und 
ihre Verteilungswirkungen. 

• in einem Vergleich der besten Alternative mit den Dp­
portunitätskosten, wenn das Bedürfnis ungestillt oder 
nur zum Teil gestillt bliebe. 
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Wichtig bei diesem Modell ist die Voraussetzung. daß je­
des neue Bedürnis als legitim angesehen wird (bis auf we­
nige gesetzliche Ausnahmen) und der Sinn bzw. die Not­
wendigkeit von bedürfnisgerechten Angeboten nicht hinter­
fragt wird ; das heißt, der Wumch nach privaten oder öffent­
lichen Gütern wird als vorrangiges Ziel jedes menschlichen 
und staatlichen Wirtschaftens angesehen . 
Unterstellt man diese vier Annahmen, dann läßt sich ein 
Entscheidungsverlaut bestimmen, der Schritt für Schritt 
eine OPtimale Strategie zur Deckung des jeweiligen Bedarfs 
umfaßt_ Dieser Entscheidungsprozeß ist in Bild 1 wieder­
gegeben. Dabei werden zunächst statische Verhältnisse 
unterstellt, also der Faktor Zeit und die dadurch gegebe­
ne Unsicherheit über Verhaltensreaktionen oder Verfüg­
barkeiten explizit ausgeschlossen. 

7.2 Entwicklung eines statischen Mehrebenenkonzeptes 
einer Sozialverträglichkeitsanalyse 

Zu Beginn der Analyse werden repräsentative Verbrauchs­
situationen untersucht. Ziel dieser Arbeiten ist es, für ver­
schiedene Siedlungsstrukturen. infrastrukturelle Voraus­
setzungen und Verhaltensgewohnheiten ein möglichst 
realitätsnahes Bild des Energieverbrauchs zu erhalten. 
Dazu werden nach dem Cluster-Verfahren (Zufallsaus­
wahl in tYpischen Regionen) Einheiten für die empiriSChe 
Analyse bestimmt. In einem zweiten Schritt wird der so 
ermittelte spezifische Regionalbedarf in differenzierte 
Angebotsvarianten übersetzt. Dabei werden deduktiv 
Szenarien entwickelt, die grundsätzlich den als gegeben 
unterstellten Bedarf decken können. Dabei brauchen 
nicht nur auf dem Markt vorhandene Angebotsmöglich­
keiten berücksichtigt zu werden, sondern es sollen auch 
neue innovative Formen oder die bessere Nutzung be­
stehender Systeme (etwa rationelle EnergieverwendunJ\) 
als Elemente in die verschiedenen Varianten einfließen . 
Diese Elemente. hier als Systeme bezeichnet, bilden die 
erste Unterkategorie der jeweiligen Variante. Sie sollen 
prozentual so auf die einzelnen Varianten verteilt wer­
den, daß die Deckung des Grundbedarfs sichergestellt 
ist. Eine bedarfsgerechte Aufteilung ist notwendig. um 
spezifiSChe regionale Anforderungen und quantitative 
Effekte. die bei einem Systemvergleich nach Durchschnitts­
werten zu wenig Berücksichtigung finden, mit in die Ana­
IVse einfließen zu lassen . Bezogen auf Energieversorgung 
ist es z.B. noch nicht ausreichend, eine Kilowattstunde 
von einem Kernkraftwerk mit einer Kilowattstunde von 
einem Kohlekraftwerk zu vergleichen_ Vielmehr muß der 
Verwendungszweck für d iese Kilowattstunde mit in die 
Überlegung einbezogen werden, ebenso wie die Auslastung 
des Krahwerkes, der mögliche Standort oder der angege­
bene laubereich. Der Einsau elektrischer Energie für 
NaChtspeicherheizung ist sicher unterschiedlich zu baur· 
teilen, je nachdem, ob damit nur Schwankungen in der 
Nachfrage nach Strom ausgeglichen werden sollen oder 
ob dadurch zusätzliche Kraftwerkskapazität errichtet 
werden müßte. Der Vorteil der hier durchgeführten Ana­
lyse besteht darin, einen gegebenen Bedarf an Wärme. 
mechanischer Energie, licht und anderes mehr mit einer 
Kombination verschiedener Systeme decken zu müssen, 
wobei die bedarfsspezifischen Anwendungen vorausge­
setzt werden. 
In der Regel wird es unendlich viele Möglichkeiten ge­
ben, ermittelte Bedarbstrukturen mit gemischten An­

gebotsstrategien zu decken. Allerdings muß zllnächst 
in Rechnung gestellt werden, daß die meisten Ange­
bouvarianten aus institutionellen Gründen (fehlende 
Infrastruktur, Eigentumsverhältnisse usw.) oder aus ver­
halteO$bedingten Restriktionen (Widerstand oder Lethar-
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gie der Bevölkerung, Mietverhältnisse) nicht oder nur mit 
erheblichem Aufwand realisierbar sind. Es erscheint daher 
ratsam, nur die Varianten näher zu untersuchen, die noch 
mit vertretbarem Aufwand und mit der Verfassung zu 
vereinbarenden Maßnahmen durchzusetzen sind. Diese 
Vorgehensweise entspricht dem bei den Grundannahmen 
postulierten Anspruch, Minimalbedingungen vorweg für die 
Modelle aufzustellen und danach alle Möglichkeiten auszu· 
schalten, die diese Bedingungen nicht erfüllen. Solche 
Minimalbedingungen waren: 

übereinstimmung mit den Grundnormen des Grund· 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland (demokra· 
tische Willensbildung, Föderalismus, Grundrechte); 
Volkswirtschaftlich verkraftbares Finanzvolumen (Da· 
bei sollen betriebswirtschaftlich unrentable Verfahren 
nicht von vornherein ausgeschlossen, aber Investitions­
programme, die einen vorher bestimmten Prozentsatz 
des jährlichen Bruttosozialprodukts überschreiten, nicht 
näher unter$Ucht werden); 
Keine Erhöhung des Gesamtrisikos (Systemänderungen 
dürfen nicht höher im Gesundheits· und Umweltrisiko 
liegen als bestehende Systeme); 
Grundsätzliche Durchsetzbarkeit unter demokratischen 
Konsens-Bedingungen (Nicht alle Betroffenen müssen 
zustimmen, aber eine Konfliktlösung durch demokra­
tische Institutionen muß gewährleistet sein); 
Kompatibilität mit der bestehenden Wirtschaftsordnung 
(Lösungen, die aus rechtlichen Gründen ausgeschlouen 
sind oder aber die Grundstruktur der sozialen Markt­
wirtschaft völlig außer Kraft setzen, sollen nicht be-
trachtet werden) . . 

Zugegebenermaßen sind diese Minimalbedingungen in ih­
ren quantitativen Aussagen zum Teil vage und anfällig 
für Interpretationen. Welches Finanzvolumen vertretbar 
ist und wann dirigistische Maßnahmen im größeren Aus­
maße vorliegen, sind ohne Zweifel Ermessensfragen. 
Das Vorgehen kann an einem einfachen Beispiel erörtert 
werden. Für die Stadt Aachen im westlichen Rheinland 
liegen zur Zeit drei realistische Entwürfe einer verbesser­
ten regionalen Versorgung mit Wärmeenergie vor: 

eine nahezu ausschließliche Versorgung mit Gas. 
- eine weitreichende Wärmeversorgung mit Heizwerken 

auf Kohlebasis, 
- eine Nutzung der Abwärme des naheliegenden Kraft-

werkes Weisweiler. 

Ausgangspunkt der SozialverträglichkeitsanalV"e wäre die 
heutige Ist-Situation, der die drei Varianten einer veränder­
ten Versorgungsstruktur gegenübergestellt werden. Dabei 
geht es bei der Ausarbeitung der neuen Optionen um eine 
interne Optimierung, bei der die jeweilige Zielsetzung 
(Betonung auf Gas, Kohle oder Abwärmenutzung) nicht 
infrage gestellt werden darf. Sind die einzelnen Varianten 
so weit ausgelotet, daß unter der Prämisse ihrer Zielvor­
gabe keine Verbesserungen mehr möglich erscheinen 
(wobei der Grad der Verbesserung hier nach technischen 
und ökonomischen Kriterien gemessen wird), dann erhält 
man drei mögliche Modellvarianten für die Energiever­
sorgung, die als Fälle der Sozialyerträglichkeitsanalyse 
anzusehen sind_ 

7_3 Die Optimierung von Angebotsvarianten 

Bei der Siebung der Varianten zur vorgegebenen Bedarfs­
deckung werden aller Voraussicht nach extreme Lösungs­
möglichkeiten (etwa nur Kernenergie oder nur Solarener­
gie) kaum eine Chance haben, die fünf Grundbedingungen 
zu erfüllen. Innerhalt der Mischungsyerhältnisse von Sy­
stemen bestehen jedOCh Bandbreiten, durch die das mäg-
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liehe substitutive Verhältnis der Energieträger unterein_ 
ander be5Chrieben wird. Um der aktuellen Situation in 
der Energiediskussion gerecht zu werden, er5Cheint es 
uns sinnvoll, innerhalb der möglichen Mischungsyerhält_ 
nisse zunächst einmal Varianten auszuwählen, die in etwa 
den Pfaden .. sanft" und .. hart" entsprechen, wie sie als 
Kennzeichen zweier verschiedener Energiestrategien in der 
literatur beschrieben werden32. Zusätzlich sollen ein 
oder zwei Mischsysteme ausgewählt werden, die sich garu: 
auf Verfahren der Optimierung zur Deckung gegebener 
Energie-DienstieistungS$trukturen abstützen. Jede dieser 
Varianten wird intern soweit ausgelotet, daß eine Ver­
besserung innerhalb der in das jeweilige Modell eingehenden 
Grundbedingungen (etwa Energieversorung ohne Kern. 
energie) nicht mehr möglich i5l33. 

7.4 Die Sozialvenräglichkeiuanalyse für die Hauptva-
rianten 

Die in sich optimierten Angebouvarianten können dann 
nach den Kriterien der Sozialverträglichkeit beurteilt 
werden. Um eine solche Messung durchzuführen. sind 
drei Problembereiche zu bewältingen: 

die Suche nach geeigneten Auswahlkriterien 
- die Operationalisierung dieser Kriterien 
- der Vergleich der Ergebnisse für jede Dimension 
1. Die Suche nach Auswahlkriterien ist sehr bedeutsam. 
wenn man sich noch einmal vor Augen hält. wie ergeb­
nisbestimmend die Auswahl von Kriterien sein kann. 
Bislang hat man sich bei der Auswahl von Kriterien auf 
Brain-Storming-Verfahren oder aber ~uf Bevölkerungs· 
umfragen abgestützt. Zweifelsohne sind beide Metho­
den schwer objektivierbar und strategieanfällig. Während 
die Ergebnisse der Brain-Storming-Verfahren von der 
zufälligen Konstellation der an diesem Pfozeß beteilig­
ten Personen abhängen, konnen repräsentative Befragun­
gen nur Momentaufnahmen der augenblicklich disku· 
tierten öffentlichen Themen wiedergeben, die eine sy­
stematische Strukturierung kaum ermöglichen. Außer­
dem ist bei mangelndem Problembewußsein der Bürger 
gegenüber dem jeweiligen PrOjekt eine sehr vordergrün­
dige Einstellung zu erwarten:M. Aus diesem Grunde er· 
scheint es sinnvoll, das in den Vereinigten Staaten ent­
wickelte Modell der Wertbaum-Analyse aufzugreifen 
und erstmalig in der Bundesrepublik Deutschland anzu­
wenden. Die Wertbaum-Analyse basiert auf persönlichen 
GespräChen zwischen den Analytikern und Vertretern 
verschiedener gesellschaftlicher Gruppierungen oder BiI'­
gerinitiativen. Ziel eines solchen Gespräches ist es, die 
grundlegende Wenvorstellungen der Gesprächsteilnehmer 
aufzudecken und die sich daraus ergebenden Konsequenzen 
zu Beurteilung von Optionen abzuleiten. Die Analyse ist 
also ein interaktives Erhebungsverfahren, in dem allge· 
meine Ziele systematisch präzisien werden, so daß die 
Unterziele möglichst qualitativerfaßt und als Bewer­
tungsmaßstäbe dargestellt werden können . Die l ogik 
der Analyse basiert auf der inhaltlichen Spezifizierung 
von Oberbegriffen eines Wertbaumes, wobei auf Voll· 
ständigkeit und Unabhängigkeit der Unterkriterien Wert 
gelegt wird. Die bisherigen Erfahrungen in den USA mit 
Entscheidungsträgern der betroffenen Energieversorgungs­
bereiche haben gezeigt, daß man Wertbäume am besten 
in Kleingruppeninterviews aufstellen kann. Bei diesen 
Interviews werden nicht nur die Kriterien für die Beur­
teilung von Alternativen erforscht, sondern gleichzeitig 
die Gesprächspartner zu einer konkreten Meßanleitung 
zur Einstufung der verschiedenen Optionen angeregt. 
Die abschließende Aufgabe des Analytikers ist es, aus 
den verschiedenen Wertbäumen ein universelles Raster 
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zur Beurteilung der zur Wahl stehenden Optionen zu 
konstruieren, das die Sorgen und Wene aUer beteiligten 
Gruppen reflektiert3i. Als Beispiel einer Wertbaumanalyse 
ist in Bild 2 die Wertestruktur eines Katifornischen Elektri· 
zitätsversorgungsunternehmens wiedergegeben. 
Als Grundkriterien sind in einer vorläufigen Systematik 
die Bereiche: Sicherheit. Wirtschaft (Allokation und Distri· 
bution). die physische Umwelt. die $Oziale Umwelt und 
die internationale Verträglichkeit vorgesehen. Oie Breite 
dieses Kriterienfächers ist deshalb so umfassend abgesteckt 
worden. weil die einzelnen Kategorien nicht unabhängig 
voneinander sind, sondern im substitutiven oder komple­
mentären Verhältnis zueinander stehen. Viele der mög­
lichen soz ialen Folgen, wie Beschneidung des Freiheits­
spielraumes oder schwere Verteilungskonflikte, können 
nicht direkt als Folgen eines Ernergieversorgungs-Sv-

sterns wahrgenommen werden, sondern ergeben sich erst 
als Konsequenz aus anderen Folgeerscheinungen dieses 
Systems, etwa in den Bereichen Sicherheit und Wirt­
schaftl ichkeit_ 

2 . Nach der Aufstellung des Kriterienkataloges ist die 
übertragung der Indikatoren in meßbare Größen vorzu­
nehmen. Dabei müssen einerseits soweit wie möglich 
Zusammenfassungen vorgenommen, aber andererseits die 
Dimensionen erhalten bleiben. Gerade der letzte Punkt 
bedarf einer kurzen Erläuterung. Viele Entscheidungs­
analysen sind von dem Wunsch getragen, ein möglichst 
breites Spektrum von mehrdimensionalen Kriterien in 
ein eindimensionales Verfahren zu uberfuhren. Bei aller 
mathematischen Eleganz dieser Entscheidungstheorien 
muß man jedoch bedenken, daß mit der weiteren Re­
duzierung der Dimensionen auf einen Maßstab ein gros­
ser Informationsverlust einhergeht. 
Zum Schluß liegt nur noch ein abstrakter Zahlenwert 
vor, dessen Interpretation kein Entscheidungsträger mehr 
vornehmen kann. Eine Zusammenfassung von Dimensi­
onen ist nur dann sinnvoll, wenn e indeut ige und offen· 
sichtliche Vergleichsmaßstäbe bestehen. So lassen sich etwa 
Verluste bei den Vermögenswerten, bei der Flächennut­
zung, bei der Erosion von Bauwerken durch Umweltver­
schmutzung und anderem mehr durch den monetären 
Indikator treffend wiedergeben. Dagegen ist es aus metho­
dischen und inhaltlichen Grunden nicht ratsam, Tote und 
Verletzte in monetäre Einheiten umzurechnen, weil sie 
tur sich alleine eine eigene Grundkategorie bilden. 
Demgemäß müßten für jedes Kriterium maßgeschneiderte 
Indikatoren entwickelt werden, wobei die Ergebnisse 
getrennt aufgeführt werden sollen (siehe Tabelle 11. Nach 
der Quantifizierung der Meßwerte sollen die jeweiligen 
Entscheidungsträger in einer freien Diskussion die einzel­
nen Dimensionen miteinander abwägen und eine Entschei­
dung treffen. Denn diese Entscheidung kann, so sehr man 
sie auch inhaltlich begründen mag, nicht mehr auf fak­
tisches Wissen oder objektivierbare Verfahren zurück­
geführt werden, sondern lediglich auf implizierte Wert­
urteile und persönliche Präferenzen. Auf diese Weise 
stellt das hier entwickelte Verfahren sicher, daß ein mög­
lichst breites Fachwissen auf dem Gebiet der Informations­
voraussetzungen mit der fre iheitlichen Wahl der Wertent­
scheidung gekoppelt werden kann. 
Als Alternative zum Einbringen des Folgeprofils in die 
politische Entscheidungsfindung soll der Versuch unter­
nommen werden, zufällig ausgesuchten Burgern in meh­
reren Orten die Chance zu geben, die Energieversorgung 
im lokalen Raum zu bewerten und anschließend mit Hilfe 
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der vorgegebenen Kriterien und Meßwerte Empfehlungen 
fiir die Energiepolitik zu entwerfen. 
Auch hier kann noch einmal das Beispiel Aachen aufge­
griffen Witrden. Geht man von den drei Varianten aus, 
so werden im Sozialverträglichkeitsprofil für jede dieser 
Varianten positive und negative Ausprägungen vorlie· 
gen. Damit den Entscheidungsträgem Anhaltspunkte 
gegeben werden können, wie die Bevölkerung die Gewich· 
te auf die unterschiedlichen Kriterien verteilt, sollte man 
das von Politikwissenschaftler Peter Dienel31 vorgeschlage­
ne Verfahren der Planungu.elle aufgreifen, das sich in vielen 
Bereichen der öffentlichen Planung bereits bewährt hat. 
Das Verfahren beruht auf der zufälligen Auswahl von 
Bürgetn, etwa durch die Ziehung des hundertsten Ein: 
wohners aus der Einwohnermeidekartei. Anders als beI 
der konventionellen Umfragetechnik werden die$e Bür­
ger zunächst in mehrtägigen Seminaren sachkundig ge­
macht, um rein impulsive Bewertungen zu vermeiden. 
Diese Seminare setzen natürlich voraus, daß alle 
Informationen zugänglich sind und die Folgen der zur 
Diskussion stehenden Varianten verdeutlicht werden. 
Innerhalb der Seminare werden auch Anhörungen mit 
einzelnen Interessengruppen stattfinden, um die Argu­
mente für oder gegen eine Variante kennenzulernen . Nach 
der sachgemäßen Unterrichtung ist vorgesehen, daß die 
ausgewählten Bürger ihre Empfehlungen für eine der drei 
Energievarianten abgeben und gleichzeitig kundtun, nach 
welchen Gesichtspunkten sie entschieden haben. Wendet 
man dieses Bürgerbeteiligungsverfahren an vielen Orten 
in der Bundesrepublik Deutschland an und sammelt man 
die Gesichtspunkte der Auswahl systematisch für alle Be­
fragten , dann läßt sich eine Gewichtungsstruktur erar­
beiten, die für die Bevölkerung in etwa repräsentativ sein 
dürfte. 
Folgende Vorteile sind mit dieser überprüfung der Sozial­
verträgliChkeitsprofile durch Laien verbunden: 

Einbindung der aktuellen Wertstruktur der Bevölkerung 
in die Gewichtung von Kriterien 
Frühzeitige Warnung vor Lösungsmöglichkeiten, die 
wahrscheinlich auf weitgehende Ablehnung der Bevöl· 
kerung stoßen 
Abschätzung der Opferbereitschaft der Bevölkerung, 
zugunsten externer Kriterien (etwa UmweltschuU, 
Ästhetik) auf Preisvorteile zu verzichten 
Verbesserung der Legitimierung politischer Entschei· 
dungen, da die Empfehlungen von unabhängigen, kei­
ner Seite verschriebenen " NormalbÜtgern" ausgespro· 
ehen werden und damit ein hohes Maß an Glaubwür­
digkeit für die Betroffenen besitzen. 

7.5 Die Ex·post Optimierung von Varianten 

Zweifellos werden die durch die Indikatormessung ge· 
wonnenen Profile für jede Variante positive und nega­
tive Skalenwerte aufweisen . Je negativer die Werte in 
einer Dimension ausgeprägt sind. desto notwendiger wird 
eine Korrektur dieser Schwachstelle sein . Daher erscheint 
es notwendig, über die Messung der reinen Varianten hin­
aus, Mittel und Strategien gedankliCh zu entwickeln, mit 
denen ausgesprochene Negativspitzen geglättet werden 
können. Solche Maßnahmen sind natürlich wiederum 
mit Kosten oder politischen Maßnahmen verbunden, so 
daß der Enucheidungsträger bei der Auswahl der Va­
rianten eine Bilanzierung der Vor- und Nachtei le vorneh­
men muß. Sind ihm bestimmte Kriterien besonders wichtig, 
so wird er eine Variante auswählen, die am besten auf den 
diese Kriterien repräsentierenden Indikatoren abschnei­
det und gleichzeitig versuchen, eventuelle negative Aus­
wirkungen auf andere Dimensionen durch enuprechende 
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Maßnahmen einzudämmen. Diese Strategie stößt natÜr. 
lieh schnell auf Grenzen des finanziellen oder politiSCh 
Machbaren. Dennoch erscheint es uns sinnvoll, für ietle 
Variante Defizit-Ausgleichs-Strategien zu entwickeln, 
um die notwendige Bandbreite von Kompromlßlosungen 
aufzufächrrn und differenzierte Lösungsmöglichkeiten auf­
zuzeigen. 

7.6 Die Einbeziehung von Unsicherheibspielräumen 

Bislang wurden für die Analyse statische Verhältniue 
unterstellt. Der Bedarf war eindeutig definiert und die 
einzelnen Angebotsvarianten ließen sich ohne Zeitver· 
luste realisieren. Wenn man diese beiden Voraussetzun· 
gen fallen läßt und die Zeitkomponente mit einbindet, 
wird die Anwendung der oben beschriebenen Methode 
noch komplexer. Es ist offensichtliCh, daß mit zuneh­
mendem Zeitabstand der Grad der Unsicherheit der Folgen 
wächst und die Berechenbarkeit der Folgen abnimmt. 
Die Abschätzung muß daher auf bestimmten Verhaltens· 
und Strukturannahmen beruhen, die nicht mehr aus der 
Zuordnung von Wahrscheinlichkeiten oder aus gegebenen 
Daten gewonnen werden können. Da solche Vorannahmen 
nicht apriori plausibel gemacht werden können. er­
scheint es notwendig, mehrere alternative Möglichkeiten 
einzubeziehen, um für alle Fälle gewappnet zu sein. Aus 
diesem Grunde muß die Fiktion eines festgelegten Be· 
darfes verlassen und es müssen mehrere Szenarien der 
Bedarfsentwicklung untersucht werden. Dabei ist es sinn­
voll, ein sehr hohes und ein sehr niedriges, noch gerade 
realitätsnahes Szenario zu untersuchen, um die Unter­
bzw. Obergrenze für die weitere Entwicklung festlegen 
zu können. Für beide Szenariomäglichkeiten muß eine 
eigene Sozialverträglichkeitsanalyse vorgenommen wer· 
den. 
Wichtig ist aber, daß ähnlich wie bei der statischen Be· 
trachtungsweise die Bedarfsstrategien die zeitliche, lokale 
und verhaltensmäßige Verfügbarkeit von AnQeboten mit 
einbeziehen, d.n. daß jedes Szenario in sich konsistent 
und in der bedarfsvorgegebenen Zeit realisierbar ist3S. 
Bei den Indikatoren für die optimale Strategie müssen 
daher einige neue Kriterien mit berücksichtigt werden: 

Flexibilität des Angebotes bei Nachfrage-Schwan· 
kungen 
Flexibilität bei Änderung struktureller oder sozialer 
Parameter 
Flexibilität bei Änderungen des Verhaltens von In· 
dividuen und Gruppen 
Flexibilität in der Substituierbarkeit von knappen 
Ressourcen 
Reibungsverluste bei der Umstellung von technolo· 
gischen Systemen. 

Alle diese Punkte können als eigenständige Kriterien 
in die bestehende Sozialindikatorenanalyse eingebaut 
werden. Das einzige Problem besteht in der Frage der 
Flexibilität auf Nachfrage- oder Parameterveränderungen. 
Um hier eine optimale Entscheidung zu treffen, kann 
man z.B. zu den Kosten des niedrigen Szenarios die 
Kosten hinzuaddieren , die sich dann ergeben , wenn das 
hohe Szenario zutrifft. Dieses wären einmal die Umstel· 
lungskosten, um von dem kleinen zum größeren Bedarf 
zu kommen bzw. die Verluste für die auftretende Bedarfs· 
lücke. Umgekehrt müßte man zu den Kosten der Stra­
tegien für das High-Szenario unter der VorausseUung, 
daß das niedrige Szenario eintritt, die Kosten für die 
überkapazität hinzuaddieren. Dieser Kostenvergleich 
ergibt dann einen numerischen Anhaltspunkt für die 
Auswahl verschiedener Strategien. Allerdings läßt sich 
daraus keine eindeutige Enucheidungsregel ableiten. 
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Eine elegantere Entscheidungsmethode läßt sich dann 
entwerfen, wenn die Strategien als kontinuierliche Funk­
tion einer Kostenkurve verstanden werden, die einmal 
für den möglichen Bedarf - und zum zweiten für Jede 
andere denkbare Bedarfsentwicklung . vorgegeben wer· 
den können. Zeichnet man in einem Koordinatensystem 
zunächst einmal die Kostenkurven für die vielen Strate­
gien ein und zeichnet man zusätzlich die Gesamtkosten 
ein, wenn die jeweils andere Variante zutreffen wird, so 
erhält man eine kontinuierliche Kostenfunktion vom 
niedrigen bis zum hohen Bedarf für jedes Szenario. Da 
sich bei zwei oder mehr Szenarien die Kurven in der Regel 
mehrfach schneiden, stellt kein Punkt auf den Kurven 
eine optimale Lösung des Problems dar. Ein Ausweg aus 
diesem Dilemma kann aber gefunden werden, wenn man 
einen Punkt innerhalb des Spektrums zwischen dem nied· 
rigen und hohen Szenario bestimmen kann, der einerseits 
auf der kostengünstigsten Linie liegt und andererseits in 
der Streubreite der Flexibilität den Größenabstand zwi­
schen der unteren und der oberen Szenariokurve abdecken 
kann. Dieser Punkt kann als optimaler Kompromiß zwi· 
schen Kosteneffizienz und Anpassungsfähigkeit verstanden 
W1!fden. Er vermittelt eine Orientierung, nach der sich 
die praktische Politik ausrichten kann. Um diesen Punkt 
zu bestimmen, sind iterative Verfahren notwendig, bei 
denen immer wieder neue Strategiepunkte auf der Kosten· 
linie ausgewählt und die jeweilige Flexibilität nach uno 
ten und nach oben abgesteckt wird. Damit kann gewähr· 
leistet werden, daß beide Bedingungen gleichzeitig er· 
füllt werden können. Mit Hilfe dieses Verfahrens können 
energiepolitische Maßnahmen danach beurteilt werden, 
wieviel Flexibilität für unerwartete Entwicklungen sie 
noch einschließen . 

8 Schlußbemerkung 

Alle hier vorgestellten Verfahren der Entscheidungsthe· 
erie und Sozialverträglichkeitsanalyse haben ihre spe· 
zifischen Vor· und Nachteile. Während wohlfahrtsthe­
oretische Modelle und die Überlegungen der neuen öko· 
nomischen Theorie wegen der zu restriktiven Annahmen 
kaum praktische Relevanz haben. versagen die meisten 
anderen angewandten Entscheidungsverfahren, weil sie 
nur partielle Anwendung ermöglichen und damit wichti· 
ge Bereiche der Folgenanalyse außer acht lassen. Das hier 
vorgeschlagene Modell versucht, ähnlich wie die früher 
vorgeschlagenen Planungsverfahren, aufgrund des Kon· 
zeptes der "basic needs" eine gestaffelte Optimieru ngs· 
strategie für ökonomische und technische Projekte vor· 
zunehmen, die einerseits versucht, die jeweil igen Vorteile 
der Auswahlverfahren miteinander zu verbinden und 
andererseits dem Ziel Rechnung trägt, dem legitimen 
Entscheidungsträger ein möglichst breites Feld an Bewer· 
tungsmöglichkeiten einzuräumen und dabei gleichzeitig 
die Transparenz der FOlgen zu erhöhen. Dennoch soll­
ten auch die Schwierigkeiten, die mit diesem Verfahren 
verbunden sind, deutlich herausgestrichen werden. Zu­
nächst einmal beruht d ie Vorgehensweise auf der grund· 
~tzlichen Annahme. daß Bedürfnisse in einer Gesell· 
schaft als unabhängige Größen anzusehen sind. Damit 
wird keineswegs die soziale Vermittlung von Bedürf­
nissen geleugnet, sondern die Legitimität von gesell· 
schaftlichen und individuellen GütefWÜnschen apriori 
unterstellt. Oie konkrete Vorgehensweise, nämlich So· 
zialverträglichkeiuprofile durch dazu berufene Institu· 
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tionen oder PlanungszeJlen durchführen zu lassen, be· 
ruht auf zwei Voraussetzungen, die als besonders kri· 
tisch eingestuft werden müssen: 

Bei faktischen Aussagen ist entscheidbar, ob sie rich· 
tig oder falsch sind 
Es gibt eine Trennung zwischen Sach- und Wertaus­
sagen. 

Unbestreitbar besteht in der heutigen Diskussion um 
Energiesysteme zwischen Experten nicht nur ein Dis­
sens über Werte, sondern auch über Fakten. Dabei geht 
es einerseits um die Frage der Adäquanz von Messverfah­
ren und Modelle, andererseits um das Problem der 00' 
siswirkungsbeziehung, bei dem eindeutige statistische 
Nachweise wegen der großen Hintergrundstreuung oft 
nicht möglich sind. Ein dritter Faktor, der in diesem 
Rahmen genanRt wird, is t d ie Behandlung der Unsicher­
heit. Hier wird allerdings die Grenze zwischen Faktor 
und Wertung bereits überschritten. Oie Kalkulation von 
Wahrscheinlichkeiten genügt noch den Kriteren inter· 
subjektiven Ergebnisgewinns, die Fragen der nichtbe­
rechenbaren Folgen bzw. deren Beurteilung ist jedoch 
eindeutig dem Bereich der subjektiven Bewertung zuzu­
ordnen. Demgemäß müssen zur Identifikation von Fol­
gen zwei Kriterien zu erfüllen sein_ Zum einen gilt es, 
eine intersubiektiv nachvollziehbare Methode der Aus­
wahl von Beurteilungskriterien und ihre Operationali­
sierung ausfindig zu machen, zum anderen müssen Ver­
fahren zur Beurteilung von Wirkungen IImmisionenl 
vorliegen, die allseits akzeptiert werden. Oie erste Schwie­
rigkeit läßt sich durch das vorgeschlagene Wertbaumana­
Iyse-Verfahren überwinden, da summarisch aUe von den 
befragten Gruppen eingebrachten Kriterien übernommen 
und soweit wie möglich auch deren Operationalisierungs· 
vorschläge berÜCksichtigt werden. Damit in zwar keine 
Neutralität im klassischen Sinne erzielt, dennoch aber 
eine übereinkunft zwischen den relevanten Konflikt· 
partnern. 
Oie zweite Hürde, die Diagnose der Gefährdungswir­
kungen, läßt sich mit einem ähnlichen Verfahren ange· 
hen. In Anlehnung an die Arbeiten der e~lischen Ge· 
sundheitsbehörde über Risikoerfassungen bestünde 
die Aufgabe zunächst darin, aUe relevanten Dosis·Wir­
kungs-Modelle auf ihre innerwissenschaftliche Konsistenz 
(keine Rechenfehler, richtige Messungen usw.1 zu prüfen 
und die verbl iebenen Ansätze in den Ergebnissen al s Ver­
trauensintervall subjektiver Schätzwerte darzustellen. Da­
bei sollen die Annahmen. die jedem Modell zugrunde lie­
gen, insbesondere für die Grenzen des Intervalls deut­
lich herausgestrichen werden. Mit der Identifikation von 
Folgen und ihren möglichen schädlichen Auswirkungen 
für Mensch und Umwelt ist der erste Schritt der Entschei­
dungsfinclung getan; der zweite Schritt, die Bewertung, 
wird nun als ein gesondertes, im Prinzip politisches Ver­
fahren angesehen. 
Trotz vieler Probleme, die mit dem hier vorgeschlagenen 
Verfahren verbunden sind, scheint nach dem heutigen 
Stand der Dinge die Sozialverträglichkeiuanalyse eine 
erwägenswerte Alternative zu den herkömmlichen Ent­
scheidungsverfahren zu sein. Allerdings liegt es auf der 
Hand, daß eine solche Analyse sehr zeitaufwendig und 
wahrscheinlich auch sehr teuer sein dürfte. Es kann daher 
nur in Betracht gezogen werden, wenn wirklich elementare 
Bedürfnisse für die Gegenwart und die Zukunft auf mög· 
lichst rationelle Art und Weise befriedigt werden sollen. 
Gerade dies trifft aber für die Energieversorgung der Bun· 
desrepublik Deutschland zu. 
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